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Geſetz— 


Sammlung 
für die | 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 25.— 


(Nr. 8330.) Provinzialordnung für die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, 
ins Schleſien und Sachſen. Vom 29. Juni 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ı. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Sun des Landtages, für die Provinzen 
Preußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen, was folgt: 


1 Erſter Titel. 
N Von den Grundlagen der Provinzialverfaſſung. 
Erſter Abſchnitt. 
Von dem Umfange und der Begrenzung der Provinzialverbände. 


„„ 
5 Jede Provinz bildet einen mit den Rechten einer Korporation ausgeſtatte⸗ 
ten Kommunalverband zur Selbſtverwaltung ſeiner Angelegenheiten. 

i Zum Kommunalverbande der Provinz (Provinzialverband) W alle 
innerhalb der Grenzen derſelben belegenen Kreiſe und alle zu dieſen Kreiſen ge⸗ 
hörenden Ortſchaften. N ö 

a Diejenigen Kreiſe und einzelnen Ortſchaften, welche bisher zu einem an⸗ 
deren provinzialſtändiſchen Verbande gehört haben, treten aus dieſem Verbande 


aus und in den Kommunalverband derjenigen Provinz ein, innerhalb deren 
Grenzen ſie belegen ſind. 5 


EN 992 
. Die Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Berlin ſcheidet aus dem Kommunalverbande 
der Provinz Brandenburg aus. 

1 Die Bildung eines beſonderen Kommunalverbandes aus der Haupt⸗ und 
Reeſidenzſtadt Berlin und angrenzenden Gebieten, ſowie die Regelung der Ver⸗ 
faſſung und Verwaltung Serfelhen bleibt einem beſonderen Geſetze vorbehalten. 
Jahrgang 1875. (Nr. 8330.) 50 $. 3. 


> 


Ausgegeben zu Berlin den 13. Juli 1875, 


ee 


f 8 
Die in Folge der Ausführung der Vorſchrift des F. 1. erforderliche Re⸗ 
gelung der Verhältniſſe iſt, unbeſchadet aller Privatrechte Dritter, durch den 
Miniſter des Innern zu bewirken. 
3 Streitigkeiten, welche hierbei entſtehen, unterliegen der Entſcheidung des 
Oberverwaltungsgerichts. Be 


§. 4. 
Veränderung der Pro⸗ Die Veränderung beſtehender Provinzialgrenzen erfolgt durch Geſetz. 
e Die in rt nd derartigen Veränderung erforderliche Regelung der 


Verhältniſſe iſt auf dem im F. 3. 1 Wege zu bewirken. 
Veränderungen ſolcher Gemeinde- oder Gutsbezirksgrenzen, welche ugleich 

mah ſind, ziehen die Veränderung der letzteren ohne Weiteres 

nach ſich. 

= Eine jede Veränderung der Propinzialgrenzen, welche nicht durch Geſetz 

5 erfolgt, iſt durch die Amtsblätter der betheiligten Provinzen bekannt zu machen. 


Zyweiter Abſchnitt. 
Von den Provinzialangehörigen, ihren Rechten und Pflichten. 


1 §. 5. 

15 Provinzialangehörige ſind alle Angehörigen der zu der Provinz gehörigen 
0 Kreiſe. 1 

. . 

ö Bi eee Die Provinzialangehörigen ſind berechtigt: 


I) zur Theilnahme an der Verwaltung und Vertretung des Provinzial 
verbandes nach näherer Vorſchrift dieſes Gefekes; 3 
2) zur f der öffentlichen Einrichtungen und Anſtalten des 

rovinzialverbandes nach Maßgabe der für dieſelben beſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen. f g 
5 8 8 75 ä 
Beitragspflicht zu den Die Provinzialangehörigen find verpflichtet, nach näherer Vorſchrift dieſes 
Probinzialabgaben. Geſetzes zu den Provinziallaſten beizutragen. ' 


Dritter Abſchnitt. 
Von Provinzialſtatuten und Reglements. 
$. 8. 

Die Provinzialverbände ſind befugt: | 
I) zum Erlaſſe beſonderer ſtatutariſcher Anordnungen über ſolche ihre 
Verfaſſung betreffenden Angelegenheiten, hinſichtlich deren das Geſetz 
auf ſtatutariſche Regelung verweiſt, oder keine ausdrücklichen Fee 

. ſchrif⸗ 


ſchriften enthält. Das Statut darf den beſtehenden Geſetzen nicht 
widerſprechen; \ 
2) zum Erlaſſe von Reglements über beſondere Einrichtungen des Pro⸗ 
vinzialverbandes. 
Die Provinzialſtatuten und Reglements ſind auf Koſten der Provinzial⸗ 
verbände durch die Amtsblätter der Provinz bekannt zu machen. f 


Zweiter Titel. 
Von der Vertretung und Verwaltung der Provinzialverbaͤnde. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Zuſammenſetzung der Vrovinziallandtage. 


Se 
Die a ee en (der Provinziallandtag) beſteht aus Abgeord⸗ 
neten der Land⸗ und Stadtkreiſe der Provinz. 


F. 10. 


In den Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern und Sachſen werden Sal derMitglieber der | 
für jeden Kreis zwei Abgeordnete, in der Provinz Schlefien für jeden Kreis mit Prbrine Es 
weniger als 40,000 Einwohnern ein Abgeordneter, für jeden Kreis mit 40,000 

oder mehr Einwohnern zwei Abgeordnete gewählt. Erreicht die Einwohnerzahl 

eeines Kreiſes 

1) in der Provinz Schleſien 80,000, 

2) in der Provinz Preußen 60,000, 

3) in den Provinzen Brandenburg und Sachſen 50,000, 

4) in der Provinz Pommern 40,000 Einwohner, 
ſo werden drei Abgeordnete gewählt. 
5 Für jede fernere Vollzahl von 50,000 Einwohnern tritt ein Abgeord- 
g neter hinzu. 5 
| 9.11. 

Den Provinziallandtagen bleibt es überlaſſen, durch h Anord⸗ 
nung in Be Fällen zwei derjenigen angrenzenden Landkreiſe, welche nur 
je zwei Abgeordnete zu wählen haben, unter Juſtimmung der betreffenden Kreis⸗ 
tage zu Wahlbezirken zu verbinden und die Wahlorte zu beſtimmen. 

In der Provinz Schleſien können außerdem in gleicher Weiſe zwei Land⸗ 
kreiſe, deren einer nur einen und der andere nur zwei Abgeordnete zu wählen 
hat, ſowie zwei oder drei derjenigen Landkreiſe, welche nur je einen Abgeordneten 
zu wählen haben, zu Wahlbezirken verbunden werden. 

Die Wahlbezirke wählen diejenige Zahl der Abgeordneten, welche gemäß 
$. 10. auf die zuſammengelegten Kreiſe trifft. 

(Nr. 8330) 50* $. 12, 


Die Feſtſtellung der Zahl der von den einzelnen Kreiſen beziehungsweiſe 
a 12 fen zu wählenden Abgeordneten erfolgt vor jeder neuen Wahl N 20. 
und 122.) durch den Provinzialausſchuß und wird durch die Amtsblätter der 
a zur öffentlichen Kenntniß Ey 

er Feſtſtellung iſt die durch die jeweilige letzte Volkszählung ermittelte 
Einwohnerzahl der Kreiſe beziehungsweiſe Wahlbezirke, mit Ausſchluß der aktiven 
Militairperſonen, zu Grunde zu legen. 


| 8.18. 

Anträge auf de der Feſtſtellung ſind innerhalb ein und zwanzig 
Tagen nach Ausgabe des Amtsblatts, durch welches die Feſtſtellung veröffentlicht 
ei iſt, bei dem Provinzialausſchuſſe anzubringen, welcher darüber endgültig 

eſchließt. 


§. 14. 


95 Vollziehung der Die Abgeordneten der Landkreiſe werden von den Kreistagen gewählt. 

Bi Renten Erfolgt die Bildung von Wahlbezirken, fo treten die Kreistage der zu 

| dem Wahlbezirke gehörigen Landkreiſe unter dem Vorſitze des von dem Ober⸗ 
präſidenten zu einten Wahlkommiſſars zu einer Wahlverſammlung zu⸗ 

N ſammen. 

0 a §. 15, 

| Die Abgeordneten der Stadtkreiſe werden von dem Magiſtrate und der 

Stadtverordnetenverſammlung beziehungsweiſe dem bürgerſchaftlichen Repräſen⸗ 

tantenkollegium in gemeinſchaftlicher Sitzung unter dem Vorſitze des Bürger⸗ 

meiſters, die Abgeordneten des Stadtkreiſes Magdeburg werden von dem Kreis- 

tage gewählt. 


$. 16. 
can Die Vollziehung der Wahlen der g ee de erfolgt 
N „ näherer Vorſchrift des dieſem Geſetze beigefügten Wahlreglements. 
N Wählbarkeit zum Wählbar zum Mitgliede des Provpinziallandtages iſt jeder ſelbſtſtändige 
Biafte Lebensjahr vollendet 


Abgesrdneten. Angehörige des Deutſchen Reichs, welcher das drei 
KR hat, ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindet und ſeit mindeſtens 
einem Jahre der Provinz durch Grundbeſitz oder Wohnſitz angehört. 

Als ſelbſtſtändig gilt derjenige, welchem das Recht, über 015 Vermögen 
zu verfügen und daſſelbe zu verwalten, nicht durch gerichtliche Anordnung ent⸗ 


zogen iſt. 
. $. 18. 
Dertuft der Wähl. Die Wählbarkeit geht verloren, ſobald eines der im $. 17. gedachten Er⸗ 
1 Dahn Wählbaren nicht mehr zutrifft. Sie ruht während 


8 bei dem bis ie ru 
er Dauer eines Konkurſes, ferner während der Dauer einer gerichtlichen Unter⸗ 
ſuchung, wenn dieſelbe wegen Verbrechen oder wegen ſolcher Vergehen, 1 50 
g en 


A ET ER ED FEN bad En ed HERR De A Wet Se 
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N den Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen müſſen oder können, 
eingeleitet, oder wenn die gerichtliche Haft verfügt iſt. 


$. 19. 


ir 
— 


Die Abgeordneten zum Provinziallandtage werden auf ſechs Jahre ges Dauer der Wahlperiode 


wählt. 
2 Jede Wahl verliert dauernd oder vorübergehend ihre Wirkung mit dem 
gänzlichen oder zeitweiſen Aufhören einer der für die Wählbarkeit vorgeſchrie⸗ 
Heilen Bedingungen. Der Provinziallandtag hat darüber zu beſchließen, ob 
einer dieſer Fälle eingetreten iſt. 


F. 20. 


Die Vornahme der Wahlen zum Provpinziallandtage wird durch den Ober: 
präſidenten angeordnet. b 


K. 21. 


Die Namen der neugewählten Abgeordneten ſind von dem Oberpräſidenten 
durch die Amtsblätter der Provinz bekannt zu machen. 
and Die Einführung derſelben erfolgt durch den Vorſitzenden des Provinzial⸗ 
andtages. 


9822 


N Die Erſatzwahlen für die im Laufe der Wahlperiode Ausgeſchiedenen werden 
von denjenigen Land⸗ und Stadtkreiſen beziehungsweiſe Wahlbezirken vorgenom⸗ 
men, von denen die Ausgeſchiedenen gewählt waren. 
Die Vollziehung der Erſatzwahlen muß innerhalb längſtens ſechs Monaten 
und wo möglich vor dem Zuſammentritte des nächſten Provinziallandtages erfol⸗ 
en. Die Erſatzmänner bleiben nur bis zum Ende desjenigen Zeitraums in 
Thätigkeit, für welchen die Ausgeſchiedenen gewählt waren. 


$. 23. 


Gegen das ſtattgehabte Wahlverfahren kann jedes Mitglied der Wahlver⸗ 
ſammlung innerhalb zehn Tagen Einſpruch bei dem Vorſitzenden des Wahlvor⸗ 
ſtandes erheben. Die Beſchlußfaſſung über den Einſpruch, über welchen die 
Betheiligten vorab zu hören find, ſteht dem Provinziallandtage zu. Im Uebrigen 

rüft der Provinziallandtag die Legitimation ſeiner Mitglieder von Amtswegen 
und beſchließt darüber. 


§. 24. 


. Gegen die nach Maßgabe der $$. 19. und 23. gefaßten Beſchlüſſe des 
Provinziallandtages findet un zehn Tagen die Klage bei dem Ober⸗ 
verwaltungsgerichte ſtatt. Die Klage hat keine aufſchiebende Wirkung, jedoch 
bürfen bis zur Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts Erst wahlen nicht 
ſtattfinden. 
Q. 8330.) Zweiter 


der Abgeordneten. 


Anordnung der 
Wahlen. 


Erſatzwahlen. 


Einſpruch gegen das 
ſtattgehabte Wahlver⸗ 
fahren und Entſchei⸗ 
dung über die Gültig⸗ 
keit der Wahlen. 
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| Zweiter Abſchnitt. | 
Von den Verſammlungen der Provinziallandtage. 


$. 25. 


e Der Provinziallandtag wird von dem Könige alle zwei Jahre wenigſtens 
düizalkondiages, ein Mal berufen, außerdem aber fo oft es die Geſchäfte erfordern. 


§. 26. 
Die Ladung der Mitglieder, die Eröffnung und e des Provin⸗ 
ziallandtages erfolgt durch den Oberpräſidenten der Provinz als Königlichen 
Kommiſſarius oder den für ihn in dieſer Eigenſchaft ernannten Stellvertreter. 


. 27. 


Königlicher Kommiſsa⸗ Der Königliche Kommiſſarius iſt die Mittelsperſon bei allen Verhandlungen 
fins allet n der Staatsbehörden mit dem en Ra 
a | Der Kommiſſarius theilt dem Provinzial andtage die Vorlagen der Staats⸗ 
1 mit und empfängt die von ihm abzugebenden Erklärungen und Gut⸗ 
a 


Der Königliche Kommiſſarius, ſowie die zu feiner Vertretung oder Unter- 
ſtützung abgeordneten Staatsbeamten ſind befugk, den Sitzungen des Provinzial⸗ 
landtages und der von ihm zur Vorbereitung ſeiner Beſchlüſſe gewählten Kom⸗ 
miſſionen beizuwohnen, dieſelben müſſen auf Verlangen zu jeder Zeit gehört 
werden. 


1 $. A8 

Oeffentlichkeit der Die Sitzungen des Provinziallandtages ſind öffentlich. Für einzelne Gegen⸗ 

Sig galant n ſtände kann durch beſonderen, in geheimer Sitzung gefaßten Beſchluß die Oeffent⸗ 
lichkeit ausgeſchloſſen werden. ö 5 


$. 29. 
Beſchlußfähigkeit des Der Provinziallandtag kann nur beſchließen, wenn mehr als die Hälfte 
Hemel der im F. 10. vorgeſchriebenen Mitgliederzahl anweſend iſt. f 
ö Als anweſend gelten auch diejenigen Mitglieder, welche ſich der Abſtim⸗ 
mung enthalten. \ 


$. 30. 


gte der Beſchlüſſe Der Provinziallandtag faßt feine Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. Die 

nach daehehe Stimmenmehrheit wird ohne Mitzählung derjenigen feſtgeſtellt, die ſich der Ab⸗ 

a | lee enthalten haben. Bei Stimmengleichheit gilt der geftellte Antrag als 
abgelehnt. 


$. 31. 


Theilnahme der Mit: Die Mitglieder des Provinzialausſchuſſes, ſowie der Landesdirektor (Landes⸗ 
ausschusses des Cannes, hauptmann) und die um zugeordneten oberen Beamten (9$. 87. und 93.) kön⸗ 
direktor und deroberen nen, ſofern fie nicht ſelbſt Mitglieder des Provinziallandtages find, den Sitzungen 


Beamten an den Sitzun ! : ; 
5 % Drovinial deſſelben mit berathender Stimme beiwohnen. | 
landtages. Der 


Be | 


Der Provinziallandtag kann jedoch beſchließen, einzelne, die Mitglieder des 
Provinzialausſchuſſes, den Landesdirektor oder die ihm zugeordneten oberen 
Beamten perſönlich berührende Gegenſtände in deren Abweſenheit und in ge⸗ 
19 Sitzung zu verhandeln, ſofern dieſelben nicht Mitglieder des Provinzial⸗ 
andtages ſind. 8. 32 


Unter dem Vorſitze des an Jahren älteſten Mitgliedes, welchem die beiden Waht bes Borfiheiben 
jüngſten Mitglieder als Schriftführer und Stimmzähler zur Seite ſtehen, wählt a 0 d 
der Provinziallandtag nach näherer Vorſchrift des dieſem Geſetze beigefügten Stelvertreters. 
Wahlreglements einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter. 

Dieſelben fungiren während der Sitzungsperiode und in der darauf fol⸗ 
genden Zwiſchenzeit bis zum Zuſammentritte des nächſten Provinziallandtages. 


$. 33. 


Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen. Er eröffnet und ſchließt die Fusch 99% % 
Sitzungen und handhabt die Ordnung in denſelben. Er kann jeden Zuhörer e ee 
entfernen laſſen, welcher Zeichen des Beiralls oder des Mißfallens giebt oder 
ſonſt eine Störung verurſacht. 

Im Uebrigen regelt der Provinziallandtag feinen Geſchäftsgang durch eine 
Geſchäftsordnung. 


Dritter Abſchnitt. 
Von den Geſchäften des Provinziallandtages. 


F. 34. 
Der Provinziallandtag iſt berufen: f a) Im Allgemeinen, 
I. über diejenigen die Provinz betreffenden Geſetzentwürfe, ſowie ſonſtigen 20 
Gegenſtände ſein Gutachten abzugeben, welche ihm zu dem Ende von 
der Staatsregierung überwieſen werden) 
II. den Provinzialverband zu vertreten, und nach näherer Vorſchrift dieſes 
Geſetzes über die Angelegenheiten deſſelben, ſowie über diejenigen 
Gegenſtände zu berathen und zu beſchließen, welche ihm durch Geſetze 
oder Königliche Verordnungen überwieſen ſind, oder in Zukunft durch 
Geſetz überwieſen werden. . 


$. 35. 
a Zu den Befugniſſen und Obliegenheiten des Provinziallandtages gehören b) Im Beſonderen. 
insbeſondere folgende: i f i 
I. Der Provinziallandtag beſchließt über den Erlaß von Statuten und 

Reglements gemäß $. 8. 


$. 36. 5 

II. Der Provinziallandtag beſchließt, in welcher Weiſe Staatspräſtationen, 
welche von dem Provinzialperbande aufzubringen find, und deren Auf⸗ 
bringungsweiſe nicht ſchon durch das Geſetz vorgeſchrieben iſt, vertheilt 

4 werden jollen. 

Gr. 8330) $. 37. 


e 


III. Der Provinziallandtag beſchließt über die zur Erfüllung von Verpflich⸗ 
tungen oder im Intereſſe der Provinz erste elch Agger - 


Er beſchließt zu dem Ende: | 


1) über die Verwendung der dem Provinzialverbande aus der Staats⸗ 
kaſſe überwieſenen Jahresrenten und Fonds nach näherer Vor⸗ 
ſchrift des Geſetzes, betreffend die Ausführung der §F. 5. und 6. 


des Geſetzes vom 30. April 1873. wegen der Dotation der Pro⸗ 


vinzial⸗ und Kreisverbände; 


2) über die Verwendung der Einnahmen aus ſonſtigem Kapital⸗ und 
Grundvermögen des Provinzialverbandes, ſowie über die Ver⸗ 
wendung des Kapitalvermögens ſelbſt ien BR A 

3) über die Aufnahme von Anleihen und die Uebernahme von Bürg- 
ſchaften / 

4) über die Ausſchreibung von Provinzialabgaben. 


H. 38. = Ei 


IV. Der Provinziallandtag beſchließt über die Veräußerung von Grund: 
ſtücken und none 


F. 39. 5 


V. Der Provinziallandtag beſchließt über die Einrichtung des Rechnungs. 


und Kaſſenweſens, über die Feſtſtellung des Haushaltsetats, ſowie über 
die Dechargirung der Jahresrechnungen ($$. 101. und 104.). 


F. 40. 


VI. Der Provinziallandtag ſtellt die Grundſätze feſt, nach denen die Ver⸗ 
waltung der Angelegenheiten des Provinzialverbandes zu erfolgen hat. 


$. 41. 

VII. Der ee beſchließt über die Einrichtung von Provinzial⸗ 
ämtern, er beſtimmt di 

ſtellung der Beamten und wählt den Landesdirektor (Landeshauptmann), 

die demſelben nach F. 93. zugeordneten oberen Beamten, ſowie die 


ſonſtigen im Provinzialſtatute zu bezeichnenden leitenden Beamten ein⸗ 


zelner Verwaltungszweige. 
$. 42. 


VIII. Der Provinziallandtag vollzieht die Wahlen zum rovinzialausſchu 80 
9 5 3 


ſowie nach Maßgabe der befonderen Geſetze die Wahlen zu den für 
Zwecke der allgemeinen Landesverwaltung 1 Behörden und 


Kommiffionen; er beſtellt beſondere Kommiſſionen oder Kommiſſare 


für Zwecke der kommunalen Provinzialverwaltung (F. 99.). 


e Zahl, die Beſoldung ſowie die Art der An⸗ 


Zn Ze 2 Dee 


0 


14 
1 
105 


all) 


* e | 

Fiaur die Vollziehung dieſer Wahlen gelten die Vorſchriften des 
dieſem Geſetze beigefügten d de Gegen das ſtattgehabte Wahl⸗ 
verfahren kann jedes Mitglied des Provinziallandtages innerhalb vier 
und Aae Beschluß Einſpruch bei dem Vorſitzenden erheben. Die 
endgültige Beſchlußfaſſung über den Einſpruch ſteht dem Provinzial: 

landtage zu. 

F. 43. 

IX. Oer Provinziallandtag iſt befugt, Anträge und Beſchwerden, welche 
die Provinz oder einzelne Theile derſelben betreffen, an die Staats⸗ 
regierung zu richten. 

F. 44. 

X. Der Provinziallandtag nimmt die ihm durch Geſetz übertragenen 

ſonſtigen Geſchäfte wahr. 


Vierter Abſchnitt. 


Von dem Provinzialausſchuſſe, feiner Zuſammenſetzung und feinen 
Geſchäften. 


$. 45. 


Zum Zwecke der Verwaltung der Angelegenheiten des Provinzialverbandes Stelling des Previn, 
wird für jede Provinz ein Provinzialausſchuß beftellt. Be 


Allgemeinen, 
$. 46. 
Der Provinzialausſchuß befteht aus einem Vorſitzenden und einer durch Juſaumenſezung des 
das Provinzialſtatut feſtzuſetzenden Zahl von mindeſtens ſieben bis höchſtens Provision. 
dreizehn Mitgliedern. 
Außerdem iſt der Landesdirektor von Amtswegen Mitglied des Provinzial⸗ 
ausſchuſſes. f 
$. 47. 


Der Vorſitzende, die Mitglieder des Provinzialausſchuſſes und, aus der Wahl des Vorſſhenden 


Zahl der letzteren, der Stellvertreter des Vorſizenden, werden von dem Pro- a alanſchſez 


vinzialland tage 790 Provinzialausſchuſſes. 


lt. 
Für die Mit leber iſt in gleicher Weiſe eine mindeſtens der Hälfte der⸗ 


| felben . ie e Zahl von Stellvertretern zu wählen. 


ie Zahl der Stellvertreter, ſowie die Reihenfolge, in welcher dieſelben 


einzuberufen find, wird durch das Provinzialſtatut beſtinunt. 


Wählbar iſt jeder zum Provinziallandtage wählbare Angehörige des 
Deutſchen Reichs (F. 17.). 
Von der Wählbarkeit ausgeſchloſſen ſind der Oberpräſident, die Regierungs⸗ 


präſidenten und Vizepräſidenten, ſowie ſämmtliche deen 


Der Landesdirektor kann zum Vorſitzenden oder ſtellvertretenden Vorſitzen⸗ 


den des Provinzialausſchuſſes nicht gewählt werden. 


Jahrgang 1875. (Nr. 8330.) 51 $. 48. 


— 7 Ara 


55 Berufung des Provin⸗ 
5 zialausſchuſſes. 


je 


| te 3 e 
Die Wahl des Vorſitzenden, der Mitglieder des Provinzialausſchuſſes und 

deren Stellvertreter erfolgt auf ſechs Jahre. | 
Jede Wahl verliert dauernd oder DROHEN ihre Wirkung mit dem 


änzlichen oder zeitweiſen Aufhören einer der für die Wählbarkeit vorgeſchriebenen 
edingungen. 

Der Provinzialausſchuß hat darüber zu beſchließen, ob einer dieſer Fälle 

eingetreten iſt. Gegen den Beſchluß des Provinzialausſchuſſes findet nach Maß⸗ 


gabe des $, 24. die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 


F. 49. 


Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der gewählten Mitglieder und Stell⸗ 
vertreter aus und wird durch neue Wahlen erſetzt. Die Ausſcheidenden bleiben 
jedoch in allen Fällen bis zur Einführung der neu Gewählten in Thätigkeit. 

Iſt die Zahl der gewählten Mitglieder beziehungsweiſe Stellvertreter nicht 
durch zwei theilbar, ſo ſcheidet das erſte Mal die nächſt größere Zahl aus. 

Die das erſte Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die 
Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. a 


$. 50. 


Für die im Laufe der Wahlperiode ausſcheidenden Mitglieder und Stell⸗ 
vertreter haben Erſatzwahlen ſtattzufinden. 

Die Vollziehung der Erſatzwahlen muß durch den Provinziallandtag bei 
deſſen nächſtem Zuſammentritte erfolgen. Die Erſatzmänner bleiben nur bis zum 
Ende desjenigen Zeitraums in Thätigkeit, für welchen die Ausgeſchiedenen ge⸗ 
wählt waren. 9091 f 


Der Vorſitzende des Provinzialausſchuſſes wird vom Oberpräſidenten, die 
Mitglieder des Provinzialausſchuſſes werden von dem Vorſitzenden vereidigt und 
in ihre Stellen eingeführt. 

Sie können aus Gründen, welche die Entfernung eines Beamten aus 
feinem Amte rechtfertigen ($. 2. des Geſetzes vom 21. Juli 1852. Geſetz⸗-Samml. 
S. 465.), im Wege des Disziplinarverfahrens ihrer Stellen enthoben werden. 

Für das Disziplinarverfahren gelten die Vorſchriften, welche nach Maß⸗ 
gabe des §. 98. Nr. 5. gegen den Landesdirektor zur Anwendung kommen. 


§. 52. 
Der Provinzialausſchuß verſammelt ſich, ſo oft es die ee erfordern. 
Die Berufung zu den Verſammlungen erfolgt durch den Vorſitzenden; ſie muß 
erfolgen auf ſchriftlichen Antrag des Landesdirektors oder der Hälfte der Mit⸗ 
glieder des Provinzialausſchuſſes. i 
Durch Beſchluß des Provinzialausſchuſſes können regelmäßige Sitzungs⸗ 
tage feſtgeſetzt werden. 5065 


e 


HR F % er, N 0 d 
Der Provi ee kann nur beſchließen, wenn mehr als die Hälfte Pech ande 
der Mitglieder, mit Einſchluß des Vorſitzenden, anweſend iſt. b 

Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


F. 54. 


Betrifft der Gegenſtand der Verhandlung einzelne Mitglieder oder deren 
Verwandte und Verſchwigerte in auf⸗ und abſteigender Linie oder bis zu dem 
dritten Grade der Seitenlinie, fo dürfen dieſelben an der Berathung und Abs 
ſtimmung nicht Theil nehmen. 8 

Ebenſowenig darf ein Mitglied bei der Berathung und Beſchlußfaſſung 
über ſolche Angelegenheiten mitwirken, in welchen es in anderer als öffentlicher 
Eigenſchaft ein Gutachten abgegeben hat oder als Geſchäftsfuhrer, Beauftragter 
oder in anderer als öffentlicher Stellung thätig geweſen iſt. 


H. 55. 

Wird in Folge des gleichzeitigen Ausſcheidens von mehr als der Hälfte 
der Mitglieder gemäß F. 54. ein Provinzialausſchuß beſchlußunfähig und kann 
die Beſchlußfähigkeit auch nicht durch Einberufung unbetheiligter Stellvertreter 
hergeſtellt werden, fo erfolgt die Beſchlußnahme durch den Provinziallandtag. 

Kann die Beſchlußnahme nicht bis zum Zuſammentritte des Provinzial⸗ 
landtages ausgeſetzt bleiben, fo ift durch den Oberpräſidenten aus den unbethei⸗ 
ligten Mitgliedern des Provinzialausſchuſſes, beziehungsweiſe deren Stellvertretern, 
ſowie aus Mitgliedern des Provinziallandtages eine beſondere Kommiſſion zu 
beſtellen; dieſelbe hat aus einer gleichen Anzahl von Mitgliedern, wie der Pro⸗ 
vinzialausſchuß, zu beſtehen. 


$. 56. 

Der Vorſitzende des Provinziallandtages und die dem Landesdirektor 
zugeordneten oberen Beamten ($$. 87. und 93.) können den Sitzungen des 
Provinzialausſchuſſes mit berathender Stimme beiwohnen. Der Provinzial⸗ 
ausſchuß kann jedoch beſchließen, einzelne den Landesdirektor oder die ihm zuge⸗ 
ordneten oberen Beamten perſönlich berührende Gegenſtände in deren Abweſen⸗ 
heit zu verhandeln. ö 
. 8 97% 
| Der Propinzialausſchuß regelt feinen Geſchäftsgang durch eine Gefchäfts- 
ordnung. Dieſelbe bedarf der Genehmigung des Provinziallandtages. 


§. 58. 
Dem Provinzialausſchuſſe liegt die Erledigung folgender Geſchäfte ob: Leſchiſen des Mronin 
I. Der Propinzialausſchuß hat die Beſchlüſſe des Provinziallandtages e 
vorzubereiten und auszuführen, ſoweit damit nicht beſondere Kommiſſionen, 
Konmiſſarien oder Beamte durch Geſetz oder Beſchluß des Provinziallandtages 
beauftragt ſind. 
Ar. 8330.) 8 i §. 59. 


Provinzialausſchuſſes. 


Zuſammenſetzung des 
Mrovinzialrathes. 


Geſchäfte des Provin⸗ 
zialrathes in der all» 
gemeinen Landes: 
verwaltung. 


e 


959. | 
II. Der Provinzialausſchuß hat die Angelegenheiten des Provinzial⸗ 


verbandes, insbeſondere das Vermögen und die Anſtalten deſſelben nach Maß⸗ 


gabe der Geſetze, der auf Grund von Geſetzen erlaſſenen Königlichen Verord⸗ 
nungen und der von dem Provinziallandtage beſchloſſenen Reglements ($. 8. 
Nr. 2.), ſowie des von dieſem feſtgeſtellten Haushaltselats zu verwalten. 


F. 60. 
III. Der Provinzialausſchuß hat die Provinzialbeamten zu ernennen, ſoweit 
die Ernennung derſelben nicht dem , vorbehalten iſt ($. 41.) und 
deren Geſchäftsführung zu leiten und zu beaufſichtigen. g 


$. 61. 
IV. Der Provinzialausſchuß hat fein Gutachten über alle Angelegenheiten 
abzugeben, welche ihm von den Miniſtern oder dem Oberpräſidenten überwieſen 
werden. 


Fünfter Abſchnitt. 


Von den Provinzial- und Bezirksräthen (Behörden des Staats), 
ihrer Zuſammenſetzung und ihren Geſchäften. 


§. 62. 

Der Provinzialrath beſteht aus dem Oberpräſidenten, beziehungsweiſe deſſen 
Stellvertreter, als Vorſitzenden, aus einem von dem Miniſter des Innern auf 
die Dauer ſeines Hauptamtes am Sitze des Oberpräſidenten ernannten höheren 
Verwaltungsbeamten, welcher die Befähigung zum Richteramte beſitzt, heziehungs⸗ 
weiſe deſſen Stellvertreter und fünf vom Provinzialausſchuſſe aus feiner Mitte 
gewählten Mitgliedern. Stellvertreter für die letzteren fünf Mitglieder werden 
in gleicher Weiſe aus der Zahl der Mitglieder des Provinzialausſchuſſes und 
deren Stellvertreter gewählt. 

Von der Wählbarkeit ausgeſchloſſen find außer den im F. 47. Abſ. 5. ge⸗ 
nannten Beamten auch die Landräthe. 

Im Uebrigen finden auf die gewählten Mitglieder des Provinzialrathes die 
Beſtimmungen der $$. 48—51. ſinngemäße Anwendung. f 


§. 63. i 

Der Provinzialrath hat in der allgemeinen Landesverwaltung folgende Be⸗ 
fugniſſe und Obliegenheiten wahrzunehmen: 

J. Der Provinzialrath hat in höherer Inſtanz bei der Beauffichtigung der 
Kommunalangelegenheiten der Kreiſe und Gemeinden, bei der Beaufſichtigung 
der Schulangelegenheiten und des Wegebaues, nach näherer Vorſchrift der Kreis⸗, 
Gemeinde-, Schul- und Wegeordnungen, mitzuwirken. Daſſelbe gilt von den⸗ 
jenigen Angelegenheiten der lhnen Landesverwaltung, welche durch beſondere 
Geſetze dem Provinzialrathe überwieſen werden. s au 


a 
N 


II. Dem Provinzialrathe fteht die Nevifion und endgültige Feſtſtellung der 
von dem Miniſter des Innern gemäß F. 49. Abſ. 1. der Kreisordnung vom 


13. Dezember 1872. gebildeten Amtsbezirke, ſowie jede ſpätere Abänderung der⸗ 


ſelben zu. 

Die endgültige Feſtſtellung der Amtsbezirke darf erſt nach Ablauf einer 
öffentlich bekannt zu machenden angemeſſenen Friſt ſtattfinden. 

Die Beſchlußnahme des Provinzialrathes über Abänderungen der gemäß 
§. 49. Abſ. 1. der Kreisordnung doildeten Amtsbezirke, ſowie alle ſpäteren Ab⸗ 
änderungen derſelben erfolgt im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern, 
nach vorheriger Anhörung der Betheiligten und des Kreistages. 


§. 65. 

III. Dem eee ſteht die Befugniß zu, im Einvernehmen mit 
dem Miniſter des Innern ländliche Gemeinde- und Gutsbezirke, welche inner⸗ 
halb der Feldmark einer zu einem Landkreiſe gehörigen Stadt belegen ſind oder 
unmittelbar an dieſelbe angrenzen, bezüglich der Verwaltung der Polizei nach 
Anhörung der Betheiligten und des Kreistages mit dem Bezirke der Stadt zu 
vereinigen, ſofern dies im öffentlichen Intereſſe nothwendig iſt. 

In eee einer Einigung unter den Betheiligten wird der Beitrag 
der betreffenden Landgemeinde, beziehungsweiſe des betreffenden 1 0 zu 
den Koſten der ſtädtiſchen a ed von dem Bezirksrathe (F. 67.) feſt⸗ 
geſetzt, gegen deſſen Beſchluß die Beſchwerde an den Provinzialrath ſtattfindet. 


§. 66. 


IVV, Lehnt ein Kreistag auf Aufforderung des Oberpräſidenten die Ver⸗ 


vollſtändigung der von ihm gemäß F. 56. der Kreisordnung vom 13. Dezember 
1872, gemachten Vorſchläge der zu Amtsvorſtehern befähigten Perſonen ab, jo 
hat der Provinzialrath auf Antrag des Oberpräſidenten darüber zu beſchließen, 
ob und welche Perſonen nachträglich in die Vorſchlagsliſte aufzunehmen ſind. 


$. 67. 


Bis zum Erlaß des Geſetzes über die Organiſation der allgemeinen Landes⸗ 
verwaltung wird für jeden e ein Bezirksrath gebildet. Derſelbe 
beſteht aus dem Regierungspräſidenten, beziehungsweiſe deſſen Stellvertreter als 
Vorſitzenden, aus einem von dem Miniſter des Innern auf die Dauer ſeines 
Hauptamtes am Sitze des Regierungspräſidenten ernannten höheren Verwaltungs⸗ 
beamten, welcher die Befähigung zum Richteramte beſitzt, beziehungsweiſe 915 
Stellvertreter und vier von dem Provinzialausſchuſſe gewählten Mitgliedern. 
gewahlt letzteren vier Mitglieder werden in gleicher Weiſe vier Stellvertreter 
gewählt. 

9 ae des Provinzialrathes können nicht Mitglieder des Bezirks: 
rathes ſein. 

N Von der Wählbarkeit 5 ule, ſind außer den im F. 47. Abſ. 5. 
genannten Beamten auch die Landräthe. 

(Nr. 8330.) Im 


Zuſammenſetzung des 
Bezirksrathes. 


Im Uebrigen finden auf die gewählten Mitglieder des Bezirksrathes die 
Beſtimmungen⸗ des F. 47. Abſ. 4. und 5. ſowie der. $$. 48. bis 51. ſinngemäße 
Anwendung. f A 381 0 


$. 68. 


e ek, Der Bezirksrath hat bei der ee der Kommunalangelegenheiten 

nen enesnemaltung der Kreiſe, Amtsverbände und Gemeinden, bei der Beaufſichtigung der Schul⸗ 
angelegenheiten und des Wegebaues nach näherer Vorſchrift der Kreis, Gemeinde; 
Schul und Wegeordnungen mitzuwirken. Daſſelbe gilt von eie Ange⸗ 
legenheiten der allgemeinen Landesverwaltung, welche durch beſondere Geſetze dem 
Bezirksrathe überwieſen werden. 


$. 69. 


Geſchäftsordnung des Der Provinzialrath und der Bezirksrath können nur beſchließen, wenn 
e mit Einſchluß des Vorſitzenden mindeſtens fünf 1 DE anweſend ſind. Die 
Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. ei Stimmengleichheit giebt 
die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 
Die Beſtimmungen des $. 54. finden auf die Mitglieder des Provinzial⸗ 
rathes und des Bezirksrathes gleichmäßige Anwendung. 
Wird in Folge des gleichzeitigen Ausſcheidens mehrerer Mitglieder gemäß 
F. 54. ein Provinzialrath oder ein Bezirksrath e und kann die 
Beſchlußfähigkeit auch nicht durch Einberufung unbetheiligter Stellvertreter her⸗ 
geſtellt werden, ſo wird mit der Exledigung der Agelegene durch den Miniſter 
des Innern, beziehungsweiſe durch den Oberpräſidenten ein anderer Provinzial⸗ 
rath beziehungsweiſe n beauftragt. 

Der Provinzialrath und der Bezirksrath find befugt, in den ihrer 1 
faſſung unterliegenden Angelegenheiten die Betheiligten, beziehungsweiſe deren 
mit Vollmacht verſehenen Vertreter zur mündlichen Verhandlung vorzuladen. 

Im Uebrigen wird das Verfahren vor den Provinzial⸗ und Bezirksräthen 
durch ein von dem Miniſter des Innern zu erlaſſendes Regulativ geordnet, ſo⸗ 
weit daſſelbe nicht durch beſondere Bereiche Beſtimmungen geregelt ift. 


$. 70. 
Oertliche Zuſtändigkeit tändig in e 5 
der Beyiefirälde in all uf ündig n erſter Inſtanz iſt 5 
gemeinen Landesan⸗ a) für Beſchlüſſe in allgemeinen Landesangelegenheiten, welche ſich auf 
n Grundſtücke beziehen, der Bezirksrath der belegenen Sache, 


b) für alle ſonſtigen Fälle der Bezirksrath desjenigen Bezirks, in welchem 
die Perſon oder Korporation wohnt oder ihren Sitz hat, auf deren 
Angelegenheit ſich die Beſchlußfaſſung bezieht. 


H. 71. 


Sind die Grundſtücke in mehreren Bezirken belegen, oder iſt es zweifelhaft, 
zu welchem Bezirke fie gehören, jo wird der zuständige Bezirksrath durch den 
Oberpräſidenten oder durch den zuſtändigen Miniſter beſtimmt, je nachdem 
die betreffenden Bezirke derſelben Provinz oder verſchiedenen Provinzen eg | 

ale 
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Re „ G;M 
ur Daſſelbe findet ſtatt, wenn die Perſonen oder Korporationen, deren Ange⸗ 
legenheit den Gegenſtand der Beſchlußfaſſung bildet, in mehreren Bezirken woh⸗ 
nen oder ihren Sitz haben. 5 
F. 72. | 
In welchen Fällen gegen die Beſchlüſſe des Bezirksrathes die Beſchwerde Beſchwerden gegen die 
an den Provinzialrath la ift, beſtimmen die im H. 68. erwähnten Geſetze. “UT ne Saum 
§. 73. 
Die Friſt zur Einlegung der Beſchwerde a! ein und zwanzig Tage, 
ſofern nicht für einzelne Fälle eine andere Friſt geſetzlich beſtimmt iſt. 
$. 74. | 
In allen Fällen, in welchen gegen die Beſchlüſſe des Bezirksrathes die Be⸗ 
ſchwerde an den Provinzialrath zuläſſig iſt, ſteht dieſelbe aus Gründen des öffent⸗ 
lichen Intereſſes auch dem Vorſitzenden des Bezirksrathes zu. 
$. 75. 
Will der Vorſitzende die Beſchwerde einlegen, ſo hat er dies dem Bezirks⸗ 


rathe ſofort anzuzeigen. Die Zuſtellung des Beſchluſſes an den Betheiligten 


bleibt in dieſem Falle einſtweilen, jedoch längſtens drei Tage, ausgeſetzt. Sie 
erfolgt mit der Eröffnung, daß im öffentlichen Intereſſe die Beſchwerde einge⸗ 
legt worden ſei. Iſt die Zuſtellung ohne dieſe Eröffnung erfolgt, ſo gilt die 
Beſchwerde als zurückgenommen. a 

Die Gründe der Beſchwerde ſind dem Betheiligten zur ſchriftlichen Erklä⸗ 
rung innerhalb einer beſtimmten, von einer bis zu vier Wochen zu bemeſſenden 
Friſt mitzutheilen. 

Nach Ablauf der Friſt ſind die Verhandlungen dem Provinzialrathe einzu⸗ 


reichen. 


ü $. 76. | 
Der Oberpräſident ift befugt, unter Zuſtimmung des Provinzialrathes ge- Extak von Yoligeiver 5 
un 


mäß $$. 6. 12. und 15. des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März adden unter Mit 
1850. (Geſetz-Samml. S. 265.) für mehrere Kreiſe, für einen oder mehrere Be 
zirke oder für den Umfang der ganzen Provinz gültige Polizeivorſchriften zu er⸗ 
laſſen und gegen die Nichtbefolgung derſelben Geldſtrafen bis zum Betrage von 


dreißig Mark anzudrohen. 


9977 


Solche Polizeivorſchriften find unter der Bezeichnung: „Polizeiverordnung “ 
und unter Bezugnahme auf die betreffenden Beſtimmungen dieſes und des 


Geſetzes vom 11. März 1850. zu erlaſſen und durch die Amtsblätter derjenigen 


Bezirke bekannt zu machen, in welchen dieſelben Geltung erlangen ſollen. 


$. 78. 
Iſt in einer gemäß $. 77. verkündeten Polizeiverordnung der Zeitpunkt 


beſtimmt, mit welchem dieſelbe in Kraft treten ſoll, ſo iſt der Anfang ihrer 


(Nr, 8330.) Wirk⸗ 


0 


Wirkſamkeit nach dieſer Beſtimmung zu beurtheilen; enthält aber die verkündete 
Polizeiverordnung eine ſolche Zeitbeſtimmung nicht, ſo beginnt die Wirkſamkeit 
derſelben mit dem achten Tage nach dem Ablaufe desjenigen Tages, an welchem 
das betreffende Stück des Amtsblattes, welches die Polizeiverordnung verkündet, 
ausgegeben worden iſt. 3 405 RER cb ie 
§. 79. je f 0% 8051 
In allen Fällen, welche keinen Aufſchub zulaſſen, iſt der Regierungs⸗ 
präſident in gleicher Weiſe wie der Oberpräſident (F. 76.) befugt, unter Justin. 
mung des Bezirksrathes für mehrere Kreiſe oder für den Umfang des ganzen 
Bezirks gültige Polizeivorſchriften zu erlaſſen. Solche Polizeivorſchriften be⸗ 
dürfen der nachträglichen uns des Provinzialrathes. Wird die Zuſtim⸗ 
mung nicht dne ſechs Monaten nach dem 00 der Publikation der Polizei⸗ 
verordnung ertheilt, jo hat der Oberpräſident dieſelbe außer Kraft zu ſetzen. 


$. 80. 


Die Beſtimmungen der $$. 77. und 78. finden auf die von dem Regie⸗ 
rungspräſidenten zu erlaſſenden Polizeivorſchriften gleichmäßig Anwendung. 


$. 81. 8 7 
Die Befugniß der Bezirksregierungen zum Erlaſſe von Polizeivorſchriften 
wird von dem Zeitpunkte ab aufgehoben, wo die Bildung der Provinzial- und 
Bezirksräthe erfolgt ſein wird. 5 
6 10982 

Die Ertheilung der Genehmigung zum Erlaſſe orts- und amtspolizeilicher 
Vorſchriften mit einer Strafandrohung bis zum Betrage von dreißig Mark 
gemäß F. 5. des Geſetzes vom 11. März 1850. ſteht an Stelle der Bezirksregie⸗ 
rung fortan dem Oberpräſidenten zu. r i 
Igngleichen hat der Oberpräſident an Stelle der Bezirksregierung über die 
Art der Verkündigung orts⸗, amts- und kreispolizeilicher e ſowie 
über die Formen, von deren Beobachtung die Gültigkeit derſelben abhängt, zu 
beſtimmen. ur 

$. 83. 

Die Befugniß, orts-, amts⸗ oder kreispolizeiliche Vorſchriften außer Kraft 
zu ſetzen, ſteht an Stelle des Regierungspräſidenten fortan dem Oberpräſidenten 
unter Zuſtimmung des Provinzialrathes zu. Ades 

§. 84. 0 

Bei der Befugniß des Miniſters des Innern, jede (orts-, amts⸗, kreis-, 
bezirks⸗ oder provinzial-) polizeiliche Vorſchrift außer Kraft zu ſetzen, ſoweit 
Geſetze nicht entgegenſtehen (F. 16. des Geſetzes vom 11. März 1850.), behält es 
ſein Bewenden. 980 


Polizeiliche Vorſchrif, Soweit die Geſetze ausdrücklich auf den Erlaß beſonderer polizeilicher Vor⸗ 
ten der Miniſerien ſchriften (Verordnungen, Anordnungen, Reglements ze.) durch . Benisalbehnn, 
8785 Be. 


79 “ehe 

| der verweifen, find die Miniſter befugt, innerhalb ihres Reſſorts dergleichen Vor⸗ 

ſchriften für den ganzen Geltungsbezirk dieſes Geſetzes zu erlaſſen und gem die 
ichtbefolgung derſelben Geldſtrafen bis zum Betrage von dreißig Mark an 
udrohen. ; 9 

f Die gleiche Fahre ſteht dem Miniſter für Handel, Gewerbe und öffent⸗ 

liche Arbeiten zu bezüglich der Uebertretungen 

a) der Vorſchriften der Eiſenbahn-Polizeireglements , 

b) der zur Regelung der Schiffahrt und Flößerei auf den mehrere Pro⸗ 
vinzen durchziehenden öffentlichen Waſſerſtraßen zu erlaſſenden polizei⸗ 
lichen Verordnungen. 

Zum Erlaſſe der im F. 367. Nr. 5. des e ene für das Deutſche 

Reich gedachten Verordnungen ſind für das ganze Geltungsgebiet dieſes Geſetzes 
auch die zuſtändigen Miniſter befugt. 


§. 86. 


Bezüglich der Bekanntmachung der im F. 85. gedachten polizeilichen Vor⸗ 
8 57. 10 des Zeitpunktes ihres Inkrafttretens gelten die Beſtimmungen der 
77. und 78. 


Sechster Abſchnitt. 
Von den Vrovinzialbeamten. 


$. 87. 


Zur Wahrnehmung der laufenden Geſchäfte der kommunalen Provinzial 
verwaltung wird ein Landesdirektor (Landeshauptmann) beſtellt, welcher von 
wahl ne auf mindeſtens ſechs bis höchſtens zwölf Jahre zu 
wählen iſt. 

Der Landesdirektor (Landeshauptmann) bedarf der Beſtätigung des Königs. 
Wird die e verſagt, ſo ſchreitet der Provinziallandtag zu einer neuen 
Wahl. Wird auch dieſe Wahl nicht beſtätigt, ſo kann der Miniſter des Innern 
die kommiſſariſche Verwaltung der Stelle auf Koſten des Provinzialverbandes 
anordnen. Daſſelbe findet ſtatt, wenn der Propinziallandtag die Wahl ver⸗ 
weigert oder den nach der erſten Wahl nicht Beſtätigten wieder wählt. 

Die e Verwaltung dauert ſo lange, bis die Wahl des Pro⸗ 
vinziallandtages, deren wiederholte Vornahme ihm jederzeit zuſteht, die Beſtäti⸗ 
gung erlangt hat. 

Der Propinzalgsſchuß iſt berechtigt, zur Uebernahme der kommiſſariſchen 
Verwaltung geeignete Perſonen in Vorſchlag zu bringen. 


$. 88. 


Für den Fall einer Behinderung des Landesdirektors, ſowie im Falle der 
Erledigung der Stelle deſſelben beſtellt der Provinzialausſchuß einen Stellver⸗ 
Jahrgang 1875, (Nr. 8830.) 55 treter 


Landesdirektor (Lan⸗ 
deshauptmann). 


Andere obere Beamte. 


e 


treter bis zur Aufnahme der Geſchäfte durch den Landesdirektor, beziehungsweiſe | 


bis zum Eintritte einer kommiſſariſchen Verwaltung nach Maßgabe des F. 87. 
Weder der kommiſſariſche Vertreter, noch der Stellvertreter des Landes⸗ 
direktors ſind als ſolche ſtimmberechtigte Mitglieder des Ausſchuſſes. 


$. 89. 


Der Landesdirektor (Landeshauptmann) wird von dem Oberpräſidenten 
in ſein Amt eingeführt und vereidigt. 


§. 90. 


Der Landesdirektor (Landeshauptmann) führt unter der Aufficht des Pro⸗ 
vinzialausſchuſſes die laufenden Geſchäfte der kommunalen Provinzialverwaltung. 
Er bereitet die Beſchlüſſe des Provinzialausſchuſſes vor und trägt für die Aus⸗ 
führung derſelben Sorge. 

Er iſt der Dienſtvorgeſetzte ſämmtlicher Provinzialbeamten. 

Der Landesdirektor vertritt den Provinzialverband nach Außen in allen 
Angelegenheiten, insbeſondere auch da, wo die Geſetze eine Spezialvollmacht ver⸗ 
langen. Er verhandelt Namens des Provinzialverbandes mit Behörden und 
Privatperſonen, führt den Schriftwechſel und zeichnet alle Schriftſtücke. 


$. 91, 


Urkunden, mittelſt deren der Provinzialverband Verpflichtungen übernimmt, 
müſſen unter Anführung des betreffenden Beſchluſſes des Provinziallandtages be⸗ 
ziehungsweiſe des Provinzialausſchuſſes von dem Landesdirektor (Landeshaupt⸗ 
mann) und von zwei Mitgliedern des Provinzialausſchuſſes unterſchrieben und 
mit dem Amtsſiegel des Landesdirektors verſehen ſein. In denjenigen Fällen, 
in denen es der Genehmigung der Staatsaufſichtsbehörde bedarf, iſt dieſelbe der 
Ausfertigung in beglaubigter Form beizufügen. 

Dem Provinziallandtage bleibt vorbehalten, in einzelne Verwaltungszweige 
und Anſtalten in Betreff der Vollziehung von Urkunden und Vollmachten zur 
Vereinfachung der Geſchäfte anderweite ſtatutariſche Beſtimmung zu treffen. 


$. 92. 


Der Landesdirektor (Landeshauptmann) iſt befugt, für die Geſchäfte der 
kommunalen Provinzialverwaltung die vermittelnde und begutachtende Thätigkeit 
der Kreis⸗, Amts⸗ und Gemeindebehörden in Anſpruch zu nehmen. 


$. 93. 


Dem Landesdirektor (Landeshauptmann) können nach näherer Beſtimmung 
des Provinzialſtatuts zur Mitwirkung bei Erledigung der Geſchäfte der geſamm⸗ 
ten, oder einzelner Zweige der kommunalen Provinzialverwaltung noch andere 
vom Provinziallandtage zu wählende obere Beamte mit berathender woche 

f ie⸗ 


Sg 


[liegender Stimme zugeordnet werden. Sie werden von dem Landesdirektor 
in ihre Aemter eingeführt und vereidigt. ! 
Werden dem Landesdirektor obere Beamte mit beſchließender Stimme zu⸗ 
ber duct fo hat das Provinzialſtatut auch darüber Beſtimmung zu treffen, welche 
er durch dieſes Geſetz dem Landesdirektor allein überwieſenen Geſchäfte von 
demſelben unter Mitwirkung jener Beamten zu erledigen ſind. 


F. 94. 


Die Stellen der zur Wahrnehmung der Büreau⸗, Kaſſen⸗ und ſonſtigen Büreau- Kaſſen ıc. 
Geſchäfte der kommunalen Provinzialverwaltung erforderlichen Beamten werden Blau Prrpiee 
von dem Provinziallandtage nach Zahl, Dienſteinnahme und Art der Beſetzung 1 
(auf Lebenszeit, auf Zeit, auf Kündigung) auf Vorſchlag des Provinzialaus⸗ 
ſchuſſes durch den Haushaltsetat beſtimmt. f 

Die Beſetzung dieſer Stellen erfolgt vorbehaltlich der Beſtimmung des F. 41. 
durch den Provinzialausſchuß. Die Beamten werden von dem Landesdirektor 
0 in ihre Aemter eingeführt und vereidigt. Sie erhalten ihre 
Geſchäftsinſtruktionen von dem Provinzialausſchuſſe. 


$. 95. 


Ueber die an den einzelnen Provinzialinſtituten und in der Provinzial» Beamte der Provinzial, 
Aue und Wegeverwaltung anzuſtellenden Beamten, ſowie über die Art der auſtite ze 
Anſtellung derſelben wird durch die für jene Inſtitute und jenen Verwaltungs⸗ 
weig zu erlaſſenden Reglements beziehungsweiſe die für dieſelben feſtzuſtellenden 

tats beſtimmt. 
Bis zum Exlaſſe neuer Reglements bleiben die beſtehenden Reglements in 
Geltung. b N 
f F. 96. 


Seämmtliche Provinzialbeamte haben die Rechte und Pflichten mittelbarer der e 
Staatsbeamten. Die befonderen dienſtlichen Verhältniſſe derſelben werden durch ennalbeamken 
ein von dem Provinziallandtage zu erlaſſendes Reglement geordnet. 


$. 97. 


Hinſichtlich der Beſetzung der Stellen von e dee mit Militair⸗ 
Invaliden gelten die in Anſehung der Städte erlaſſenen geſetzlichen Vorſchriften. 


$. 98. 


In Betreff der Dienſtvergehen der Provinzialbeamten finden die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes vom 21. Juli 1852. (Geſetz-Samml. S. 465.) mit folgen⸗ 
den Maßgaben Anwendung: 


I) Gegen den Landesdirektor (Landeshauptmann) und die im F. 41. 
gedachten Provpinzialbeamten iſt die Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen 

nur in dem 1 Entfernung aus dem Amte gerichteten Verfahren 
zuläſſig. f 

(Nr. 8330.) 52* 2) Ge⸗ 


3 


2) Gegen die übrigen Provinzialbeamten ſteht die den Miniſtern und 
den Provinzialbehörden beigelegte Befugniß zur Verhängung von 
Ordnungsſtrafen dem Landesdirektor zu; jedoch dürfen die von ihm 
ie Geldbußen den Betrag von dreißig Mark nicht über⸗ 

eigen. 8 8 f 


Außerdem ſteht 5 ü 


3) den Vorſtehern von Provinzialanſtalten die Befugniß zu, gegen die 
ihnen nachgeordneten Anſtaltsbeamten, mit Ausnahme der oberen 
Anſtaltsbeamten, Geldbußen bis zu zehn Mark feſtzuſetzen. + 


4) Gegen die Disziplinarverfügungen des Landesdirektors und der Vor⸗ 
ſteher von Provinzialanſtalten endet innerhalb zehn Tagen die Klage 
bei dem Verwaltungsgerichte ftatt. 


5) In dem auf Entfernung aus dem Amte gerichteten Verfahren tritt an 
die Stelle des eee de eee der Landesdirektor und, ſofern 
das Verfahren gegen den letzteren ſelbſt oder einen der im $. 41. ge⸗ 
dachten Provinzialbeamten gerichtet tft, der Minifter des Innern, an 
die Stelle der Bezirksregierung, beziehungsweiſe des e 
das Verwaltungsgericht und an die Stelle des Staatsminiſteriums das 
Oberverwaltungsgericht. 

Die Vertreter der Staatsanwaltſchaft bei dem Verwaltungs⸗ 
gerichte und dem Oberverwaltungsgerichte werden vom Miniſter des 
1 1 ernannt. Die Verhandlung vor dem Verwaltungsgerichte und 
dem Oberverwaltungsgerichte findek im mündlichen Verfahren ſtatt. 
Das Gutachten des Disziplinarhofes iſt nicht einzuholen. 

Das Verfahren kann mit Rückſicht auf den Ausfall der Vor⸗ 
unterſuchung durch Beſchluß des Verwaltungsgerichts eingeſtellt werden. 


6) Die a des F. 16. Nr. 1. des Geſetzes vom 21. Juli 1852. 
findet auch auf die Provinzialbeamten, mit Ausnahme der im F. 41. 
gedachten, Anwendung. 


Siebenter Abſchnitt. 
Von den Provinzialkommiſſionen. 


$. 99. 


Für die unmittelbare Verwaltung und Beaufſichtigung einzelner Anſtalten, 
ſowie für die Wahrnehmung einzelner Angelegenheiten des Provinzialverbandes 
können beſondere Kommiſſionen oder Kommiſſare beſtellt werden. Die Ein⸗ 
ſetzung, die Begrenzung der Zuſtändigkeit und die Art und Weiſe der Zuſammen⸗ 
ſetzung derſelben hängt von dem Beſchluſſe des Provinziallandtages ab. Die 
Wahl der Mitglieder ſteht dem Provinzialausſchuſſe zu, ſofern ſich nicht der 
Provinziallandtag dieſelbe für einzelne Kommiſſionen oder Kommiſſare ſelbſt 
vorbehält. g ne a 

e) 


1 e 
Die Kommiſſtonen oder Kommiſſare empfangen von dem Provinzialaus⸗ 
ſchuſſe ihre Geſchäftsanweiſung und führen ihre Geſchäfte unter der Aufſicht 
deſſelben. R f 2 
ass Schlußbeſtimmung. 
F. 100. 


Die Mitglieder des Provinziallandtages, des Provinzialausſchuſſes und der 
Provinzialkommiſſionen, ſowie die gewählten Mitglieder der Provinzial⸗ und 
Bezirksräthe erhalten eine 15 baaren Auslagen entſprechende Entſchädigung. 

Ueber die Höhe derſelben beſchließt der Provinziallandtag. 


Achter Abſchnitt. 
Von dem Propinzialhaushalte. 


F. 101. 


Ueber alle Einnahmen und Ausgaben entwirft der Provinzialausſchuß el e Dr 
einen Haushaltsetat für ein oder mehrere Jahre. Derſelbe wird vom Provinzial⸗ haushaltsetats⸗ 


landtage feſtgeſtellt und durch die Amtsblätter der Provinz veröffentlicht. 


$. 102. 


8 Bei Vorlegung des Haushaltsetats hat der Provinzialausſchuß über die 
Verwaltung und den Stand der Angelegenheiten des Provinzialverbandes Bericht 
VV 
: $. 103. 


Der Provinzialausſchuß, beziehungsweiſe in Ausführung der Beſchlüſſe 
deſſelben der Landesdirektor (Landeshauptmann) haben dafür zu ſorgen, daß der 
Haushalt nach dem Etat geführt werde. n i 

Der Landesdirektor erläßt die Einnahme⸗ und Ausgabeanweiſungen an die 
Provinzial⸗ (Landes-) e 

ee ee und außeretatsmäßige Ausgaben dürfen nur unter 
Verantwortung des Provinzialausſchuſſes ſtattfinden und bedürfen der Genehmigung 
des Provinziallandtages. 

gl $. 104. 


Die Jahresrechnungen der Provinzialhauptkaſſe, ſowie der Kaſſen der einzel: 
nen Provinzialanſtalten ſind von den Rendanten derſelben innerhalb vier 
Monaten nach Schluß des Rechnungsjahres zu legen und dem Provinzialaus⸗ 
ſchuſſe einzureichen. f i 
Gr. 8830) 4 Letz⸗ 


Sie 356 . 


Letzterer hat die Reviſion der Rechnungen zu veranlaſſen und dieſelben mit 
ſeinen Bemerkungen dem Provinziallandtage zur Prüfung, Feſtſtellung und 
Entlaſtung vorzulegen. Nach erfolgter Entlaſtung ſind Auszüge aus den Rech⸗ 
nungen durch die Amtsblätter der Bin zur öffentlichen Kenntniß zu bringen, 


§. 105. 


Suafisnngnanfi 16 Der Provpinziallandtag kann die Ausſchreibung von Provinzialabgaben 
inztalabgaben. e ießen. 281 ' 
Bis zum Erlaffe eines beſonderen Geſetzes über die Kommunalbeſteuerung 
gelten hierüber folgende Beſtimmungen. 


$. 106. 


Orundſateüberdie Ber, Die Vertheilung der Provinzialabgaben erfolgt auf die einzelnen Land⸗ 
gung der Praun. und Stadtkreiſe nach dem Maßſtabe der in ihnen aufkommenden direkten Staats⸗ 


abgaben. ſteuer mit Ausſchluß der Gewerbeſteuer vom Hauſirgewerbe. 


$. 107. 


Bei dieſer e kommen die Behufs Aufbringung der Kreis⸗ 

. beziehungsweiſe der ſtädtiſchen Kommunalabgaben in den einzelnen Land⸗ und 
Stadtkreiſen nach den Vorſchriften der $$. 14. bis 16. der Kreisordnung vom 
13. Dezember 1872., beziehungsweiſe des $. 4. Abſ. 3. der Städteordnung vom 
30. Mai 1853. beſonders veranlagten Steuerbeträge auf Höhe der Staatsſteuern, 
welche von dem ihnen zu Grunde liegenden Einkommen, Grundſteuerreinertrage, 
Gebäudeſteuernutzungswerthe, oder nach dem Umfange des Gewerbe- oder Bergbau⸗ 
betriebes zu entrichten wären, mit in Anrechnung. de bleiben die von 
einer Belaſtung mit Kreis- und Gemeindeabgaben gan oder theilweiſe befreiten 
Steuerbeträge ($$. 17. und 18. der e §. 4. Abſ. 7. ff. der Städte⸗ 
ordnung) mit Einſchluß der Steuerbeträge der Militairperſonen außer Anſatz. 


$. 108. 


In den einzelnen Land» und Stadtkreiſen erfolgt die Aufbringung der auf 
ſie treffenden Antheile an den Provinzialabgaben gleich den übrigen Kreis⸗ und 
beziehungsweiſe Gemeindebedürfniſſen nach den Vorſchriften der Kreisordnung 
vom 13. Dezember 1872., beziehungsweiſe der Städteordnung für die ſechs 
öſtlichen Provinzen vom 30. Mai 1853. und des Geſetzes, betreffend die Ver⸗ 
faſſung der Städte in Neuvorpommern und Rügen, vom 31. Mai 1853. 


$. 109. 


Wo gegenwärtig mit landesherrlicher Genehmigung zu beſtimmten Zwecken 
Provinzialabgaben nach beſonderer Vertheilungsart erhoben werden, an 10 
N abei 


* 


Bl 3%ͤͤĩ;—1 
dabei bis zum 31. ae 1879. m Bewenden; es bleibt jedoch dem Pro⸗ 


vinziallandtage überlaſſen, ſchon in der Zwiſchenzeit die Vertheilung auch dieſer 
Provinzialabgaben nach Maßgabe der §§. 106. und 107. zu beſchließen. 


$. 110. 


Sofern es ſich um Provinzialeinrichtungen handelt, welche in beſonders Mehr. und Minder 
hervorragendem oder in beſonders geringem Maaße einzelnen Theilen der Provinz halle der Probi 
zu Gute kommen, kann der Provinziallandtag beſchließen, für die betreffenden 
Kreiſe eine nach Quoten der direkten Staatsſteuern zu bemeſſende Mehr- oder 
Minderbelaſtung eintreten zu laſſen. 

Die Mehrbelaſtung kann nach Maßgabe der Beſchlüſſe des Provinzial⸗ 
landtages durch Naturalleiſtungen erſetzt werden. 


en, 


„Die Vertheilung der Propinzialabgaben auf die einzelnen Land- und Stadt⸗ 
kreiſe liegt dem Provinzalausſchuffe ob. 

Der Betrag der von dem Provinziallandtage ausgeſchriebenen Provinzial⸗ 
abgaben, ſowie die Vertheilung deſſelben auf die Kreiſe ſind durch die Amts⸗ 
blätter der Provinz öffentlich bekannt zu machen. In dem Ausſchreiben iſt der 
Bedarf für Verkehrsanlagen beſonders anzugeben. In Betreff der Aufbringung 
dieſes Theils der Provinzialabgaben von Seiten der Landkreiſe gelten die Vor⸗ 

ſchriften des §. 12. Abſ. 1. Satz 2. der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872. 


$. 112. 


Reklamationen der Kreife gegen die Vertheilung der Provinzialabgaben Rettamationen gegen 
e der Beſchlußfaſſung des i Sen peosigialabenten 
ie Friſt zur Anbringung der Reklamationen beträgt einundzwanzig Tage. a 
7 mit dem Tage der Bekanntmachung der zu entrichtenden Abgaben⸗ 
eträge. 5 
Gegen den Beſchluß des Provinzialausſchuſſes findet innerhalb einund⸗ 
zwanzig Tagen die Klage bei dem Verwaltungsgerichte ſtatt. 


$. 113. 

Die Zahlung der Provinzialabgabe darf durch die Reklamation beziehungs⸗ 
weiſe Klage nicht aufgehalten werden, muß vielmehr mit Vorbehalt der ſpäteren 
en des etwa zu viel Bezahlten zu den beſtimmten Terminen 
erfolgen. f 


Gr, 8330) | Drit⸗ 


rss 


Dritter Titel. 


Von der Aufſicht uͤber die Verwaltung der Angelegenheiten der. 
Provinzialverbaͤnde. ö g 


§. 114. 


Die nach Maßgabe dieſes Geſetzes zu handhabende Aufſicht über die Ver⸗ 
waltung der Angelegenheiten der Provinzialverbände wird von dem Oberpräſi⸗ 
denten, in höherer Inſtanz von dem Miniſter des Innern geübt. 

Die Beſchwerde an die höhere Inſtanz iſt innerhalb einundzwanzig Tagen 
zuläſſig. 1 

F. 115. 


Die Aufſichtsbehörden haben mit den ihnen in dieſem Geſetze zugewieſenen 
Mitteln darüber zu wachen, daß die Verwaltung den Beſtimmungen der Ge- 
ſetze gemäß geführt und in geordnetem Gange erhalten werde. 


$. 116. 


Die Aufſichtsbehörden find zu dem Ende befugt, über alle Gegenſtände der 
Verwaltung Auskunft zu erfordern, die Einſicht der Akten, insbeſondere auch 
der Haushaltsetats und Jahresrechnungen zu verlangen und Geſchäftsreviſionen, 
am der Verbindung mit denſelben, Kaffenrevifionen an Ort und Stelle zu 
veranlaſſen. ö | 


$. 117. 


Der Oberpräſident iſt befugt, an den Berathungen des Provinzialaus⸗ 
ſchuſſes und der Provinzialkommiſſionen entweder ſelbſt oder durch einen zu 
ſeiner Vertretung abzuordnenden Staatsbeamten Theil zu nehmen. f 


$.. 118. 5 


Der Oberpräſident iſt befugt und verpflichtet, Beſchlüſſe des Wrovinzial- 
landtages, des Provinzialausſchuſſes, der Provinzialkommiſſionen, des Provinzial⸗ 
rathes und der Bezirksräthe, welche deren Befugniſſe überſchreiten oder die Ge⸗ 
ſetze verletzen, von Amtswegen oder auf Veranlaſſung des Miniſters des Innern 
mit aufſchiebender Wirkung anzufechten und ſofern eine das e dieſer 
Vorausſetzungen begründende ſchriftliche Eröffnung fruchtlos geblieben iſt, über 
ihre Ausführung ſoſort die Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts einzuholen. 
Die Anfechtung erfolgt mittelſt Klage im Verwaltungsſtreikverfahren. 

Wird der Beſchluß einer Provinzialkommiſſion beanſtandet, ſo iſt die An⸗ 
gelegenheit zunächſt dem Provinzialausſchuſſe zur Beſchlußnahme dor egen 


® 


2 69 


Beeſchlüſſe des Provinziallandtages, welche folgende Angelegenheiten be- 
treffen: er 


1) den Erlaß von Statuten gemäß $. 8. Nr. 1. und F. 35., 
2) Mehr⸗ oder Minderbelaſtungen einzelner Theile der Provinz gemäß 
110. 

3) Aufnahme von Anleihen, durch welche der Provinzialverband mit 
einem Schuldenbeſtande belaſtet oder der bereits vorhandene Schulden⸗ 
beſtand vergrößert werden würde, ſowie Uebernahme von Bürgſchaften 
auf den Provinzialverband, 

4) eine Belaſtung des Provinzialverbandes durch Beiträge über fünf⸗ 


undzwanzig Prozent des Geſammtaufkommens an direkten Stäats⸗ 
ſteuern, g 


545 5) eine neue Belaſtung des Provinzialverbandes ohne geſetzliche Verpflich- 
tung, inſofern be 1 Leiſtungen über die nächſten fünf Jahre 
hinaus fortdauern ſollen, 
bedürfen in den Fällen zu 1. der landesherrlichen Genehmigung, in den Fällen 
zu 2. und 3. der Beſtätigung des Miniſters des Innern, in den Fällen zu 4. 
und 5. der Beſtätigung der Miniſter des Innern und der Finanzen. 


f $. 120. 

NV; Der Genehmigung der zuſtändigen Miniſter bedürfen ferner die von dem 
Provinziallandtage gemäß $. 8. Nr. 2., $$. 35. und 95. für folgende Provinzial⸗ 
inſtitute und Verwaltungszweige zu beſchließenden Reglements: 

I) Landarmen⸗ und Korrigendenanſtalten, 
2) Irren⸗, Taubftummen-, Blinden- und Idiotenanſtalten, 
3) Hebammenlehrinſtitute, 
4) Provinzialhülfs⸗ und Darlehnskaſſen, 
5) Verſicherungsanſtalten. 
Dieſer Genehmigung unterliegen jedoch die gedachten Reglements nur in⸗ 
ſoweit, als ſich die Beſtimmungen derſelben beziehen: 


in Betreff der zu 1. und 2. gedachten Anſtalten auf die Aufnahme, die 
Behandlung und Entlaſſung der Landarmen, Korrigenden, Irren, 
Taubſtummen, Blinden und Idioten beziehungsweiſe auf den Unter- 
richt derſelben, 


in Betreff der Hebammenlehrinſtitute zu 3. auf die Aufnahme, den 
Anterricht und die Prüfung der Schülerinnen, 
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in Betreff der Provinzialhülfs⸗ und Darlehnskaſſen zu 4. auf die Grund⸗ 


ſätze, nach denen die Gewährung von Darlehnen zu erfolgen hat, 


in Betreff der Verſicherungsanſtalten zu 5. auf die Organiſation und die 
Verwaltungsgrundſätze. 


Ingleichen bedarf das im F. 96. al Reglement über die dienſt⸗ 
lichen Verhältniſſe der Provinzialbeamten der Genehmigung des Miniſters des 
Innern in Betreff der Grundſätze über die Anſtellung, Entlaſſung und Penſio⸗ 
nirung der Beamten. 


§. 121. 


Wenn ein Provinzialverband die ihm geſetzlich obliegenden, von der Behörde 
innerhalb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit feſtgeſtellten Leiſtungen zu erfüllen 
verweigert oder unterläßt, fo entſcheidet auf Antrag der Behörde das Ober⸗ 
verwaltungsgericht im Verwaltungsſtreitverfahren. ’ 


8 


Auf den Antrag des Staatsminiſteriums kann ein Provinziallandtag durch 
Königliche Verordnung aufgelöſt werden. Es ſind ſodann Neuwahlen anzu⸗ 
ordnen, welche innerhalb drei Monaten, vom Tage der Auflöſung an, erfolgen 
müſſen. Der neugewählte Landtag iſt innerhalb ſechs Monaten nach erfolgter 
Auflöſung zu berufen. 

Im Falle der Auflöſung eines Provinziallandtages bleiben die von dem⸗ 


ſelben "gewählten Mitglieder des Provinzialausſchuſſes und der Provinzialkom⸗ 


miſſionen bis zum Zuſammentritte des neu gebildeten Provinziallandtages in 
Wirkſamkeit. ä 
Vierter Titel. 
Schluß Uebergangs- und Ausfuͤhrungsbeſtimmungen. 


$. 123. 
Die gegenwärtige Provinzialordnung tritt mit dem 1. Januar 1876. 
in Kraft. d 
$. 124. 
In allen Provinzen iſt noch im Laufe des Jahres 1875. zur Wahl der 
Mitglieder der Provinziallandtage gemäß den Beſtimmungen des gegenwärtigen 
Geſetzes zu ſchreiten. = 


Für diefe erſten Wahlen find die Obliegenheiten des Provinzialausſchuſſes 


($$. 12. und 13.) von dem Oberpräſidenten wahrzunehmen. 


9.125. 


VVV a 
Von dem im $. 123. gedachten Zeitpunkte ab gehen die Rechte und e 


der bisherigen provinzialſtändiſchen Verbände auf die nach $. 1. dieſes Geſetzes 
gebildeten Provinzialverbände über. 

Die bisherigen provinzialſtändiſchen Ausſchüſſe und Kommiſſionen bleiben 
bis zur anderweitigen Beſchlußnahme der nach dieſem Geſetze gewählten Pro⸗ 
e über ihren Fortbeſtand und ihre Zuſammenſetzung in Wirk 
ſamkeit. 


$. 126. 


Für die 10 und Reſidenzſtadt Berlin gelten bis zum Erlaß des im 
$. 2. gedachten Geſetzes folgende Beſtimmungen: 

1) Die Mitglieder der nach $. 24. des Geſetzes vom ann (Geſetz— 
Samml. für 1873. S. 213.) gebildeten Bezirkskommiſſion für die 
klaſſiſtzirte Einkommenſteuer werden nach Maßgabe der Beſtimmungen 
des $. 15. dieſes Geſetzes gewählt. 


2) Der Erlaß polizeilicher Vorſchriften erfolgt nach Maßgabe der Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 
1850. (Geſetz⸗Samml. S. 265.). 


3) Die Funktionen des Verwaltungsgerichts nimmt das Verwaltungs⸗ 
gericht für den Regierungsbezirk Potsdam wahr. 


9. 127 


Alle in dem gegenwärtigen Geſetze vorgeſchriebenen Friſten ſind präklu⸗ 
ſiwiſch. Dieſelben find nach Maßgabe der bürgerlichen Prozeßgeſetze zu berechnen, 
1988 am Sitze der Behörde, deren Entſcheidung angerufen wird, in Geltung 

ehen. f 


§. 128. 


Die Verwaltung der zur Zeit beſtehenden beſonderen kommunalſtändiſchen 
Verbände, ſoweit ſie die Fürſorge für Landarme, Geiſteskranke, Taubſtumme, 
Blinde und Idiote betrifft, iſt ſpäteſtens bis zum 1. Januar 1878. mit allen 
Rechten und Pflichten auf die Provinzialverbände zu übertragen. 

Soweit die betreffende Regelung in der obigen Friſt nicht durch Ueberein⸗ 
kommen zwiſchen den gegenwärtigen Vertretungen der kommunalſtändiſchen Ver⸗ 
bände und der nach dieſem Geſetze zu bildenden Provinzialvertretung, unter 
Genehmigung des Miniſters des Innern, zu Stande kommt, erfolgt dieſelbe, 
unbeſchadet aller Privatrechte Dritter, dureh Königliche Verordnung. 

Streitigkeiten, welche bei der Ausführung entſtehen, unterliegen der Ent⸗ 
ſcheidung des Oberverwaltungsgerichts. 5 

Im Uebrigen erfolgt die Umbildung beziehungsweiſe Aufhebung der kom⸗ 
munalſtändiſchen Verbände und ihrer Organe durch beſondere Geſetze. 
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6. 129. 


Mit dem Tage des Inkrafttretens des gegenwärtigen Geſetzes treten alle 
mit den Vorſchriften deſſelben im Widerſpruch ſtehenden oder mit denſelben nicht 
zu vereinigenden geſetzlichen Beſtimmungen außer Geltung. 


$. 130. 


Der Minifter des Innern iſt mit der Ausführung des gegenwärtigen 
Geſetzes beauftragt und erläßt die hierzu erforderlichen Anordnungen und Sn 
ſtruktionen. b 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 3 7 5 


Gegeben Bad Ems, den 29. Juni 1875. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
5 Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal.“ ER 
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Wahlreglement. 


§. 1. 


Der Wahlvorſtand beſteht aus dem Vorſitzenden des Provinziallandtages, be— 
ziehungsweiſe dem vom Oberpräſidenten ernannten Wahlkommiſſar, dem Land⸗ 
rathe, dem Bürgermeiſter oder deren Stellvertreter als Vorſitzenden und aus 
zwei oder vier Beiſitzern, welche von der Wahlverſammlung aus der Zahl der ; 
Wähler zu wählen In Der Vorſitzende ernennt einen der Beiſitzer zum Pro⸗ Ya 
tokollführer. 
b §. 2. 


Mäährend der Wahlhandlung dürfen im Wahllokale weder Diskuſſionen 

ſtattfinden, noch Anſprachen gehalten, noch Beſchlüſſe gefaßt werden. 
Ausgenommen hiervon find die Diskuſſionen und Beſchlüſſe des Wahl- 

vorſtandes, welche durch die Leitung des Wahlgeſchäfts bedingt ſind. 


$. 3. 
Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel. 


| F. 4. 15 

Die Wähler werden in der Reihenfolge, in welcher ſie in der Wählerliſt 
verzeichnet ſind, aufgerufen. 

Jeder aufgerufene Wähler legt den Stimmzettel uneröffnet in die Wahlurne. 


§. 5. 5 
Die während des Wahlakts erſcheinenden Wähler können an der nicht 
geſchloſſenen Wahl Theil nehmen. 

Sind keine Stimmen mehr abzugeben, fo erklärt der Wahlvorſtand die 
Wahl für geſchloſſen; der Vorſitzende nimmt die Stimmzettel einzeln aus der 
Wahlurne und verlieſt die darauf verzeichneten, von einem Beiſitzer, welchen der 
Vorſitzende ernennt, laut zu zählenden Namen. 


' F. 6. 

Ungültig find: 

1) Stimmzettel, welche keinen oder keinen lesbaren Namen enthalten, 

2) Stimmzettel, aus welchen die Perſon des Gewählten nicht unzweifel-⸗ 
haft zu erkennen iſt, 

3) Stimmzettel, auf welchen mehr Namen, als zu wählende Perſonen 
oder der Name einer nicht wählbaren Perſon verzeichnet iſt, 

4) Stimmzettel, welche einen Proteſt oder Vorbehalt enthalten. 
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$. 7. 

Alle ungültigen Stimmzettel werden als nicht abgegeben betrachtet. Ueber 
die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet vorläufig der en, Die 
Stimmzettel find dem Wahlprotokolle beizufügen und fo lange aufzubewahren, 
bis über die gegen das Wahlverfahren ee Einſprüche rechtskräftig ent⸗ 
ſchieden iſt. 

F. 8. 

Als gewählt ſind diejenigen zu betrachten, welche die abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit (mehr als die Hälfte der Stimmen) erhalten haben. 

Ergiebt ſich keine abſolute Stimmenmehrheit, ſo wird zu einer engeren 
Wahl zwiſchen denjenigen zwei Perſonen geſchritten, welche die meiſten Stimmen 
erhalten 9985 Bei Stimmengleichheit entſcheidet das von dem Vorſitzenden zu 
ziehende Loos darüber, wer auf die engere Wahl zu bringen, beziehungsweiſe 
wer als ſchließlich gewählt zu betrachten iſt. 


N 
Die Wahlprotokolle ſind von dem Wahlvorſtande zu unterzeichnen. 


$. 10. 


Der Vorſitzende des Wahlvorſtandes hat die Gewählten von der auf fie 
gefallenen Wahl mit der Aufforderung in Kenntniß zu ſetzen, ſich über die An⸗ 
nahme oder Ablehnung innerhalb längſtens fünf Tagen zu erklären. Wer dieſe 
Erklärung nicht abgiebt, wird als ablehnend betrachtet. 


9. 11 


Wahlen, welche auf dem Propinziallandtage ſelbſt vorzunehmen find, 
können auch durch Akklamation ftattfinden, ſofern Niemand Widerſpruch erhebt. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


